DIE SENATORIN FUR FINANZEN Bremen, den 29. Juli 2013
Tel. 10293 / Axel Kurth
Vorlage
fur die Sitzung des Senats

am 06. August 2013

Besetzung des Aufsichtsrates der Gesundheit Nord Dienstleistungen GmbH

A. Problem

Aufgrund der Abordnung von Frau Regierungsdirektorin Marlies Rautenberg zum 16.
September 2013 hat Frau Rautenberg ihr Aufsichtsratsmandat in der Gesundheit Nord
Dienstleistungen GmbH mit sofortiger Wirkung niedergelegt. Das Mandat ist daher

neu zu besetzen.

B. Losung

Die Senatorin flr Finanzen schlagt dem Senat vor, das Mandat im Aufsichtsrat der
Gesundheit Nord Dienstleistungen GmbH mit Frau Oberregierungsratin Annika Theu-
erkauf zu besetzen.

Der Senat hat Uber den Besetzungsvorschlag zu entscheiden.

C. Alternativen

Keine.

D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen und Gender-Prifung

Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkung

Keine.
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Gender-Prifung

Der Freien Hansestadt Bremen stehen im Aufsichtsrat der Gesundheit Nord Dienst-

leistungen GmbH drei Mandate zu, die alle mit Frauen besetzt sind.

E. Beteiligung und Abstimmung
Die Abstimmung mit dem Senator fir Gesundheit und der Senatskanzlei ist erfolgt.
Die Vorlage wird der Bremischen Zentralstelle fur die Verwirklichung der Gleichbe-

rechtigung der Frau zur Kenntnis gegeben.

F. Offentlichkeitsarbeit und Veréffentlichung nach dem Informationsfreiheitsge-
setz

Offentlichkeitsarbeit

Entfallt.

Veroffentlichung nach dem IFG

Die Vorlage ist zur Veroffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz geeignet.

G. Beschluss

1) Der Senat beschliel3t, in Nachfolge von Frau Marlies Rautenberg das Mandat im
Aufsichtsrat der Gesundheit Nord Dienstleistungen GmbH mit Frau Annika Theu-

erkauf zu besetzen.

2) Der Senat bittet die Senatorin fur Finanzen um die entsprechende Umsetzung.

Seite 2 von 2



	Vorlage für die Sitzung des Senatsam 06. August 2013
	Besetzung des Aufsichtsrates der Gesundheit Nord Dienstleistungen GmbH
	A. Problem
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen und Gender-Prüfung
	E. Beteiligung und Abstimmung
	F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz
	G. Beschluss

